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1. In Kürze 

 
Das Zuger Steuergesetz (StG; BGS 632.1) trat am 1. Januar 2001 in Kraft und wurde seither 
drei Mal einer Teilrevision unterzogen; nämlich auf den 1. Januar 2007, auf den 1. Januar 2009 
und auf den 1. Januar 2010. Die eidgenössischen Räte haben parallel dazu verschiedene Ge-
setzgebungsprojekte abgeschlossen, die das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direk-
ten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG; SR 642.14) änderten. Diese Änderungen des 
StHG verpflichten die Kantone zur Anpassung ihrer Gesetzgebung oder lassen Anpassungen 
an geändertes Bundesrecht als sinnvoll erscheinen.  
Mit der Umsetzung der so genannte Unternehmenssteuerreform II werden vor allem für kleine-
re und mittlere Unternehmen (KMU) die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auf Stufe Bund 
und Kantone verbessert und die Regelungen der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelas-
tung an das übergeordnete Bundesrecht angepasst. Umgesetzt werden namentlich auch das 
Bundesgesetz über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung 
der straflosen Selbstanzeige, das Gaststaatgesetz und das Bundesgesetz über die steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Zuwendungen an politische Parteien. Das Bundesgesetz über die steuerli-
che Entlastung von Familien mit Kindern führt erstmals auch bei der direkten Bundessteuer ei-
nen Fremdbetreuungskostenabzug ein, allerdings beschränkt auf Kinder bis zum 14. Altersjahr; 
der bestehende kantonale Fremdbetreuungskostenabzug muss entsprechend angepasst wer-
den, zugleich soll er auf Fr. 10'000.– erhöht werden. Der Eigenbetreuungsabzug von 
Fr. 3'000.– (teuerungsbereinigt Fr. 3'300.–) soll neu allen Eltern zustehen, die ihre Kinder sel-
ber betreuen, unabhängig von der Höhe ihres Einkommens. Für Kinder ab dem 15. Altersjahr 
wird der heutige Kinderabzug um Fr. 6'000.– erhöht. Neu sollen alle Mieterinnen und Mieter im 
Kanton Zug von einem Mieterinnen- und Mieterabzug profitieren können, während im Gegen-
zug der Eigenmietwert für mindestens weitere 5 Jahre auf dem heutigen Niveau belassen wird. 
Bei der Vermögenssteuer werden die Regeln für die Bewertung von verpachtetem Bauland an 
das geänderte Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht angepasst, damit die heutige 
Ertragswertbesteuerung beibehalten werden kann. Zusätzlich soll bei den natürlichen Personen 
die kalte Progression neu jährlich ausgeglichen werden. 
Der andauernde intensive Steuerwettbewerb, zurzeit vor allem im interkantonalen Verhältnis, 
birgt für den Standort Zug die Gefahr, dass ansässige Unternehmen ihre Tätigkeit in günstigere 
Kantone verlegen, und dass auch neue Unternehmen nicht mehr zuziehen. Da die Steuerein-
nahmen von juristischen Personen für den Kanton Zug von grosser Bedeutung sind, schlägt 
der Regierungsrat eine massvolle Senkung der Gewinnsteuer in drei finanziell gut verkraftba-
ren Teilschritten vor, ohne damit den Steuerwettbewerb durch neue Tiefstwerte weiter anzuhei-
zen. 
Zudem soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden, um zu einem späteren Zeitpunkt 
die Verlustscheine der kantonalen Ämter und Gerichte zentral bei der Steuerverwaltung bewirt-
schaften zu können. 
 
 
2. Ausgangslage 
 
Das Zuger Steuergesetz (StG; BGS 632.1) trat am 1. Januar 2001 in Kraft und wurde seither 
drei Mal einer Teilrevision unterzogen; nämlich auf den 1. Januar 2007, auf den 1. Januar 2009 
und auf den 1. Januar 2010. Die eidgenössischen Räte haben parallel dazu verschiedene Ge-
setzgebungsprojekte abgeschlossen, die das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direk-
ten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG; SR 642.14) änderten. Diese Änderungen des 
StHG verpflichten die Kantone zur Anpassung ihrer Gesetzgebung oder lassen Anpassungen 
an geändertes Bundesrecht als sinnvoll erscheinen. Die wichtigsten StHG-Änderungen sind die 
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so genannte Unternehmenssteuerreform II und das Bundesgesetz über die steuerliche Entlas-
tung von Familien mit Kindern. Für das kantonale Steuerrecht besteht somit laufend ein hoher 
Anpassungsbedarf, weshalb per 1. Januar 2012 eine weitere Teilrevision des Steuergesetzes 
geplant ist. Zudem sollen ausgewählte Punkte, bei denen ein Handlungsbedarf aus finanz- oder 
gesellschaftspolitischer Sicht besteht, angegangen werden. Falls sich die Gesetzgebungsarbei-
ten wider Erwarten verzögern, sollen die Änderungen auf das nächstfolgende Kalenderjahr in 
Kraft treten. 
Viele der neuen Regelungen, die aufgrund des StHG zwingend ins kantonale Recht übernom-
men werden müssen, führen zu einer weiteren Verkomplizierung des Steuerrechts und damit 
zu einem aufwändigeren Veranlagungsverfahren. Die konkreten personellen Auswirkungen las-
sen sich allerdings zum heutigen Zeitpunkt noch nicht abschätzen. 
 
 
3. Auswertung Vernehmlassung 
 
Am 5. Juli 2010 hat der Regierungsrat die Vernehmlassung zum vorliegenden vierten Revisi-
onspaket eröffnet. Die angeschriebenen politischen Parteien, Gemeinden, Verbände und kan-
tonalen Stellen hatten bis zum 8. Oktober 2010 Zeit, ihre Stellungnahmen einzureichen. 
 
Die Einwohnergemeinden begrüssen im Allgemeinen die vom Regierungsrat vorgeschlagene 
Steuergesetzrevision und stehen den geplanten Massnahmen überwiegend positiv gegenüber; 
ebenso diejenigen Bürger- und Kirchgemeinden, die eine Vernehmlassung eingereicht haben. 
Die meisten Gemeinden sprechen sich für die vorgeschlagene Erhöhung des Fremdbetreu-
ungsabzugs auf Fr. 10'000.–  aus, ebenso die Kirchgemeinden. Einige Gemeinden sprechen 
sich jedoch gegen eine Ungleichbehandlung von Fremd- und Eigenbetreuung aus. Weiter sind 
die meisten Gemeinden auch mit der Erhöhung des allgemeinen Kinderabzuges um Fr. 6'000.-- 
ab dem Steuerjahr, in dem das Kind das 15. Altersjahr erreicht, einverstanden.  
 
Nach Ansicht der CVP sind die vorgeschlagenen Anpassungen moderat und stehen mit der Fi-
nanzstrategie des Regierungsrates in Einklang. Die vorgeschlagene moderate Entlastung der 
Unternehmen befürwortet die CVP. Das sich abzeichnende Defizit im Staatshaushalt solle bei 
der Gesetzesrevision aber berücksichtigt werden; je nachdem könne die Entlastung sogar noch 
weiter gehen oder es sei auf die Anrechnung der Kapitalsteuer an die Gewinnsteuer zu verzich-
ten. Eine unterschiedliche Gewichtung von Fremd- und Selbstbetreuung lehnt die CVP ab. 
Für die FDP.Die Liberalen gilt weiterhin die Maxime, dass der Kanton Zug in der Liga der 
attraktivsten Steuerstandorte gelistet ist, dies für natürliche wie juristische Personen. Sie ist der 
Meinung, dass die durch den Wegfall der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung beim 
Vermögen wieder eingenommenen Steuern durch Entlastungsmassnahmen zu Gunsten des 
Gewerbes und der KMU-Betriebe zurückgegeben werden müssten. Im Weiteren stellt sie fest, 
dass die Zahl natürlicher Personen, welche keine Steuern bezahlen, weiter zunähme und damit 
schweizweit anteilmässig auf einem Höchststand sein dürfte. Dies sei ihrer Auffassung nach 
insofern problematisch, als Betroffene geradezu motiviert würden, sich gegenüber dem Staat 
und der Allgemeinheit als Anspruchsteller zu positionieren. Die Einführung einer Personen-
steuer sei zu diskutieren. Schliesslich hält die FDP.Die Liberalen fest, dass die geplante Steu-
ergesetzrevision lediglich den Charakter eines zaghaften Nachziehens statt eines mutigen 
Vorausgehens habe. Die FDP begrüsst die Erhöhung des Fremdbetreuungsabzugs auf 
Fr. 10'000.--. 
Die Alternative – Die Grünen des Kantons Zug halten die Fortschreibung der Zuger Steuersen-
kungspolitik für falsch. Sollten Unternehmen und Aktionärinnen/Aktionäre stärker als Mieterin-
nen/Mieter und Familien entlastet werden, lehnen sie das Steuerpaket ab. Entgegen den Be-
teuerungen aus der Finanzdirektion sei und bleibe Zug eine treibende Kraft im nationalen 



  

Seite 4/26 2002.1 - 13644  

 

 
Steuerwettbewerb. Bei dem von der Regierung 2010 zur Strategie erklärten langsameren und 
nachhaltigeren Wachstum im Kanton Zug handle es sich um leere Worte. Die Taten sprächen 
eine andere Sprache. Die Steuervorlage sei völlig unausgeglichen. Den Entlastungen für Fami-
lien (3.9 Mio. Franken) und Mieterinnen und Mieter (4.3 Mio. Franken) stünden Steuergeschen-
ke im Umfang von 18 Mio. Franken für Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und kommer-
zielle Stiftungen gegenüber. Die Alternativen – Die Grünen fordern, dass die Verursacher der 
NFA-Kosten diese durch genügend hohe Steuern auch zahlen müssten. Und der Kanton müsse 
endlich ausreichend Gelder für die Abfederung der negativen Auswirkungen des übermässigen 
Wachstums vorsehen – wie Wohnvergünstigung, Familien-Ergänzungsleistungen, Umwelt-
schutz, Verkehrsberuhigung etc. Sie fordern die Erhöhung des Fremdbetreuungskostensabzu-
ges auf Fr. 12'000.--. 
Die SVP zeigt sich mit den Vorschlägen des Regierungsrates einverstanden, ausser bei der 
Erhöhung des Fremdbetreuungsabzuges, den sie analog dem Eigenbetreuungsabzug bei 
Fr. 3'000.– belassen möchte. 
Die SP spricht sich namentlich gegen die Senkung der Gewinnsteuer aus, auch wenn der Kan-
ton Zug im Moment nicht mehr Spitzenreiter in der Schweiz bei den Gewinnsteuern sei. Die 
Kantone lieferten sich einen Verdrängungskampf um gute Steuerzahler im juristischen Bereich, 
was aus nationaler und volkswirtschaftlicher Sicht («race to the bottom») fragwürdig sei. Auf 
der anderen Seite würde der Kanton Zug die Probleme von hohen Mietzinsen oder den Weg-
zug von Familien / Einzelpersonen in andere Kantone vor allem der erfolgreichen Tiefsteuerpo-
litik verdanken. Im Zusammenhang mit dem Fremdbetreuungsabzug unterstützt die SP den An-
trag des Regierungsrates. 
Für die Grünliberale Partei ist die Erhöhung des Fremdbetreuungskostenabzuges auf 
Fr. 10'000.– ungenügend. Auch sollen Eigen- und Fremdbetreuung gleich abzugsberechtigt 
sein. 
 
Die Zuger Wirtschaftskammer begrüsst das vorgeschlagene Revisionspaket in den Grundzü-
gen, ist jedoch der Meinung, dass der Kanton Zug weitere Massnahmen ergreifen müsste, um 
die Steuerattraktivität erhöhen zu können. Vermisst wird z. B. eine Entlastung der Vermögens-
steuer. Im Zusammenhang mit dem Fremdbetreuungsabzug unterstützt die Zuger Wirtschafts-
kammer den Antrag des Regierungsrates. 
Nach Ausführungen der Zuger Treuhändervereinigung (ZTV) geht der Regierungsrat seinen 
bewährten Weg, nämlich in kleinen Schritten in die richtige Richtung. Steuerrechtlich und 
volkswirtschaftlich wäre es sinnvoll, das Steuergesetz zu vereinfachen. Dies geschähe mit dem 
vorliegenden 4. Revisionspaket nicht, ganz im Gegenteil. Es würden weitere Abzüge eingeführt 
und willkürliche Grenzen im Einkommen für deren Abzugsfähigkeit gezogen. Mit der komplizier-
ten Steuererhebung und den mannigfaltigen Abzügen könnten abstruse Beispiele entstehen, 
die aufzeigen, dass Fr. 100.– mehr Einkommen schlussendlich zu weniger frei verfügbaren Mit-
teln eines Steuerpflichtigen führe. Dies widerspräche einer gerechten Besteuerung für alle. Im 
Weiteren vermisst die ZTV eine Entlastung der Vermögenssteuer. Die ZTV begrüsst die Entlas-
tung der Familien, ist allerdings aus steuerrechtlicher Sicht der Auffassung, dass für die eigene 
Betreuung der Kinder kein Abzug gewährt werden sollte, da diese keine weiteren Kosten nach 
sich ziehe. Politisch sähe die Sache aber ganz anders aus. 
Der Gewerbeverband ist mit den Vorschlägen des Regierungsrates weitgehend einverstanden, 
spricht sich aber gegen eine steuerliche Ungleichbehandlung zwischen den Familien aus, die 
ihre Kinder selbst betreuen, und denjenigen, die ihre Kinder fremd betreuen lassen. Die einfa-
che Gewinnsteuer sollte bis 2014 bis auf 5% anstatt lediglich auf 5.75% gesenkt werden. 
 
Der Advokatenverein begrüsst eine weitere Reduktion der Steuern, stellt sich aber die Frage, 
ob die Steuersenkungen genügend weit gehen. Der Bauern-Verband ist mit den Vorschlägen 
der Regierung weitgehend einverstanden, lehnt aber eine unterschiedliche Gewichtung von 
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Fremd- und Selbstbetreuung ab und stimmt der Senkung der Gewinnsteuer nur zu, wenn das 
Staatsdefizit 2012 – 2016 es zulässt. Die Angestelltenvereinigung Region Zug ist mit den ge-
planten Gesetzesänderungen weitgehend einverstanden, stellt aber die geplante Senkung der 
Gewinnsteuer in Frage. 
 
Die zur Vernehmlassung eingeladenen kantonalen Stellen beschränkten sich in ihren Vernehm-
lassungsantworten auf einzelne sie betreffende Punkte oder verzichteten auf eine Stellung-
nahme. Zusätzlich zu den vom Regierungsrat vorgeschlagenen Gesetzesänderungen kamen 
aus dem Kreis der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer diverse weitere Vor-
schläge. So wurde etwa von der Stadt Zug gefordert, bei der Grundstückgewinnsteuer die Frist 
für eine Ersatzbeschaffung wie früher strikte zu regeln; die anlässlich der Steuergesetzrevision 
2007 eingeführte Flexibilisierung (in der Regel innert zwei Jahren) sei wieder rückgängig zu 
machen. Und fünf Jahre nach einer Ersatzbeschaffung soll der ursprüngliche Belegenheitsort 
sein Besteuerungsrecht für den reinvestierten Grundstückgewinn verlieren. Der Regierungsrat 
ist der Meinung, dass in Ausnahmefällen auch nach Ablauf der Zweijahresfrist eine Ersatzbe-
schaffung als Steueraufschubstatbestand anerkannt werden sollte. Die zweite Frage, wann der 
ursprüngliche Belegenheitsort bei mehreren Ersatzbeschaffungen sein Besteuerungsrecht defi-
nitiv verliert, ist noch immer beim eidgenössischen Parlament hängig; bevor der Kanton Zug 
sein Steuergesetz in dieser Frage ändert, ist sinnvollerweise das Ergebnis dieser Beratungen 
abzuwarten. 
Die FDP.Die Liberalen und die GLP sprechen sich für die Abschaffung des Eigenmietwertes 
aus. Dazu ist in Erinnerung zu rufen, dass der Bundesrat die Botschaft zur Abschaffung des 
Eigenmietwerts am 23. Juni 2010 an die eidgenössischen Räte verabschiedet hat. Es ist somit 
auch hier das Ergebnis der parlamentarischen Beratungen abzuwarten. Das heute geltende 
Steuerharmonisierungsgesetz verpflichtet die Kantone, den Eigenmietwert zu besteuern. Auch 
eine Senkung des Eigenmietwerts ist sachlich nicht zu begründen. Seit der letzten generellen 
Anpassung in den Steuerjahren 2001/2002 sind die Liegenschafts- und Mietpreise im Kanton 
Zug weiter gestiegen, ohne dass die Eigenmietwerte erhöht wurden. Die Eigenmietwerte im 
Kanton Zug sind als massvoll zu bezeichnen. 
Auch der Forderung nach einer weiteren Senkung der Vermögenssteuer oder einem Abschlag 
auf dem Vermögenswert von kleinen und mittleren Unternehmen steht der Regierungsrat ab-
lehnend gegenüber. Die Vermögenssteuer wurde bereits in der Revision 2009 gesenkt (Sen-
kung des Steuersatzes, Erhöhung und Ausdehnung der Freibeträge) und in der Revision 2010 
wurde auch bei der Vermögenssteuer die kalte Progression ausgeglichen. Weitere Senkungen 
sind mit Blick auf die Finanzsituation des Kantons und die Ausgewogenheit des Gesamtpakets 
nicht prioritär. 
 
Die wichtigsten Ergebnisse der Vernehmlassungen und der Einzelanliegen finden sich nachfol-
gend in den jeweiligen Kapiteln. 
 
 
4. Gründe und Rahmenbedingungen für die Gesetzesrev ision 

4.1. Bundesrechtliche Vorgaben 

4.1.1. Unternehmenssteuerreform II 
 
Die eidgenössischen Räte haben am 23. März 2007 das Bundesgesetz über die Verbesserung 
der steuerlichen Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen (Un-
ternehmenssteuerreformgesetz II) verabschiedet (AS 2008 S. 2893 ff.). Am 24. Februar 2008 
wurde es an der eidgenössischen Volksabstimmung angenommen. 
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Das Gesetz soll vor allem für kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen auf Stufe Bund und Kantone verbessern: Milderung der wirtschaftlichen 
Doppelbelastung der ausgeschütteten Gewinne ab einer Mindestbeteiligungsquote von 10%; 
Einführung des Kapitaleinlageprinzips, wonach das durch die Inhaberinnen und Inhaber der Be-
teiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 einbezahlte Agio der Rückzahlung von Grund- 
und Stammkapital gleichgestellt wird; fakultative Anrechnung der Gewinnsteuer an die Kapi-
talsteuer; attraktivere Voraussetzungen zur Erlangung des Beteiligungsabzugs; Erleichterung 
von Ersatzinvestitionen; Steueraufschub bei Übertragung von Liegenschaften aus dem Ge-
schäfts- in das Privatvermögen auf Antrag; steuerliche Erleichterungen bei Verpachtung; Auf-
schub der Besteuerung der stillen Reserven bei Erbteilung; verminderte Steuerbelastung von 
Liquidationsgewinnen bei Aufgaben der selbständigen Erwerbstätigkeit nach vollendetem 
55. Altersjahr oder infolge Invalidität; Bewertung von Wertpapieren im Geschäftsvermögen zum 
Buchwert. 
 
Gewisse Änderungen müssen die Kantone zwingend bis 2011 in ihr kantonales Recht über-
nehmen. Nach Ablauf dieser Frist finden die entsprechenden StHG-Bestimmungen direkt An-
wendung. Andere Änderungen sind fakultativ oder bieten den Kantonen zumindest einen 
Rechtsetzungsspielraum. 
Nachdem der Kanton Zug die ursprünglich auf 2011 geplante Entlastung des Mittelstandes 
kurzfristig um ein Jahr vorgezogen hatte, wurde eine erneute Revision des Steuergesetzes auf 
2011 als nicht vordringlich erachtet. Der Regierungsrat ist auch grundsätzlich der Meinung, 
dass Gesetze, so auch das Steuergesetz, wenn möglich nicht im Einjahresrhythmus geändert 
werden sollten. Die Unternehmenssteuerreform II wird deshalb mit der vorliegenden Vorlage 
erst auf das Jahr 2012 im Steuergesetz des Kantons Zug umgesetzt. Gestützt auf Art. 72 h 
Abs. 2 StHG entfalten die zwingenden Bestimmungen der Unternehmenssteuerreform II aber 
trotzdem bereits ab 2011 auch im Kanton Zug ihre Wirkung. Die steuerpflichtigen natürlichen 
und juristischen Personen erleiden dadurch keinen Rechtsnachteil. Die Besteuerung des Liqui-
dationsgewinns bei definitiver Aufgabe der selbständigen Erwerbstätigkeit und die Weiterfüh-
rung der bisherigen Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung für das Steuerjahr 2011 
wird der Regierungsrat – wie im StHG vorgesehen – übergangsmässig in der Verordnung zum 
Steuergesetz regeln. 
 
Zwingende Bestimmungen sind: 
− Kapitaleinlageprinzip (Art. 7b StHG) 
− Steueraufschub bei Überführung von Liegenschaften aus dem Geschäfts- ins Privatvermö-

gen (Art. 8 Abs. 2bis StHG) 
− Steuerliche Erleichterung der Verpachtung (Art. 8 Abs. 2ter StHG) 
− Aufschub der Besteuerung der stillen Reserven bei Erbteilung (Art. 8 Abs. 2quater StHG) 
− Ausweitung der Ersatzbeschaffung bei Personengesellschaften (Art. 8 Abs. 4 StHG) 
− Neue Bemessung des Schuldzinsenabzuges (Art. 9 Abs. 2 Bst. a StHG) 
− Gesonderte Besteuerung von Liquidationsgewinnen (Art. 11 Abs. 5 StHG); Einführung zwin-

gend, der auf den Restbetrag der stillen Reserven anwendbare Satz kann aber durch das 
kantonale Recht frei festgelegt werden. 

− Bewertung der immateriellen Güter und des beweglichen Vermögens im Geschäftsvermö-
gen zum Buchwert (Art. 14 Abs. 3 StHG) 

− Ausweitung der Ersatzbeschaffung bei Kapitalgesellschaften (Art. 24 Abs. 4bis StHG) 
− Ausweitung des Beteiligungsabzuges (Art. 28 Abs. 1 erster Satz StHG) 
 
Einen Rechtsetzungsspielraum haben die Kantone hingegen in den Bereichen der Liquidati-
onsgewinnbesteuerung bei definitiver Aufgabe der selbständigen Erwerbstätigkeit (Art. 11 Abs. 
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5 StHG; Steuersatz kann durch die Kantone frei festgelegt werden), der Milderung der wirt-
schaftlichen Doppelbelastung (Art. 7 Abs. 1 StHG) und bei der Anrechnung der Gewinnsteuer 
an die Kapitalsteuer (Art. 30 Abs. 2 StHG).  
Der überwiegende Teil der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer ist mit der vorge-
schlagenen Umsetzung der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung einverstanden. Le-
diglich die Alternative – Die Grünen plädieren für eine Abschaffung dieser Entlastung. Nach 
Meinung der FDP.Die Liberalen soll der Wegfall der Entlastung bei der Vermögenssteuer vor 
allem beim Gewerbe und bei den KMU-Betrieben kompensiert werden und eine Privatperson 
schlägt vor, die Einkommenssteuer auf Beteiligungserträgen an die für die entsprechende Be-
teiligung berechnete Vermögenssteuer anzurechnen. Der Regierungsrat hat die Mehreinnah-
men, die wegen der Abschaffung der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung bei der 
Vermögenssteuer zu erwarten sind, wie bereits in der Vernehmlassungsvorlage ausgeführt, für 
die geplante Senkung der Gewinnsteuer eingesetzt. Die Senkung der Gewinnsteuer ist für den 
Regierungsrat prioritär. Eine weitergehende Kompensation sowie die von einigen Vernehmlas-
senden geforderte Anrechung der Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer würde das bisher ausge-
wogene Gesamtpaket aus dem Gleichgewicht bringen. 
Mit der vorgeschlagenen Besteuerung von Liquidationsgewinnen bei Aufgabe der selbständi-
gen Erwerbstätigkeit nach dem vollendeten 55. Altersjahr oder infolge Invalidität sind, mit Aus-
nahme der Alternative – Die Grünen, alle Vernehmlassungsteilnehmenden einverstanden. 
 

4.1.2. Revision der Bundesrechtspflege 
 
Am 1. Januar 2007 sind das Bundesgerichtsgesetz (Bundesgesetz über das Bundesgericht 
vom 17. Juni 2005 [Bundesgerichtsgesetz, BGG, SR 173.110]) und das Verwaltungsgerichts-
gesetz (Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht vom 17. Juni 2005 [Verwaltungsge-
richtsgesetz, VGG, SR 173.32]) in Kraft getreten. Die Totalrevision der Bundesrechtspflege 
führte unter anderem zu einer Neuorganisation der eidgenössischen Gerichte und zu einer 
Neuregelung der Rechtsmittelwege. Anstelle der bisherigen Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist 
die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten und anstelle der strafrechtlichen 
Nichtigkeitsbeschwerde ist die Beschwerde in Strafsachen an das Bundesgericht getreten. 
Daraus ergibt sich redaktioneller Anpassungsbedarf in verschiedenen Bestimmungen des 
Steuergesetzes. 
 

4.1.3. Bundesgesetz über die Vereinfachung der Nach besteuerung in Erbfällen und die 
 Einführung der straflosen Selbstanzeige 

 
Seit Beginn der Achtzigerjahre des letzten Jahrhunderts gab es in den eidgenössischen Räten 
immer wieder Vorstösse für eine allgemeine Steueramnestie im Bereich der direkten Steuern. 
Einen allgemeinen Gnadenakt wie letztmals 1969 lehnte der Bundesrat mit breiter Unterstüt-
zung ab. Mit Botschaft vom 18. Oktober 2006 unterbreitete er dem Parlament stattdessen eine 
Vorlage, welche eine individuelle Amnestiemöglichkeit für natürliche und juristische Personen 
vorsah. Bei erstmaliger Offenlegung eigener Steuerhinterziehungen (Selbstanzeige) soll auf die 
Erhebung der Busse verzichtet werden, sodass nur die geschuldete Steuer (Nachsteuer) und 
der Verzugszins für die letzten zehn Jahre entrichtet werden müssen. Darüber hinaus sollen 
Erbinnen und Erben bei Offenlegung der Steuerhinterziehung der Erblasserin oder des Erblas-
sers von einer von zehn auf drei Steuerperioden verkürzten Nachbesteuerung profitieren. 
Der Bundesrat hat das neue Bundesgesetz (Bundesgesetz über die Vereinfachung der Nach-
besteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige vom 20. März 2008 
[AS 2008 S. 4453 ff.]) auf den 1. Januar 2010 in Kraft gesetzt. Den Kantonen wurde für ihre 



  

Seite 8/26 2002.1 - 13644  

 

 
Steuern keine über dieses Datum hinausreichende Anpassungsfrist gewährt, so dass die Neue-
rungen bei der Nachbesteuerung in Erbfällen und die straflose Selbstanzeige auch ohne ent-
sprechende Regelung im kantonalen Recht nicht nur für die direkte Bundessteuer, sondern 
auch für die Kantons- und Gemeindesteuern zeitgleich bereits ab dem 1. Januar 2010 gelten. 
Ziel der neuen Regelung war es, bisher unversteuertes Vermögen und Einkommen der Besteu-
erung zuzuführen und insgesamt das entsprechende Steuersubstrat zu vergrössern. Einem hö-
heren Ertrag bei den ordentlichen Steuern sowohl der natürlichen als auch der juristischen 
Personen wird ein Minderertrag bei den Nachsteuern und den Steuerbussen entgegenstehen. 
Eine Quantifizierung ist naturgemäss nicht möglich. Der Regierungsrat geht insgesamt davon 
aus, dass die Neuregelung ertragsneutral sein wird. 
 

4.1.4. Gaststaatgesetz 
 
Das Bundesgesetz über die von der Schweiz als Gaststaat gewährten Vorrechte, Immunitäten 
und Erleichterungen sowie finanziellen Beiträge vom 22. Juni 2007 (Gaststaatgesetz, GSG, 
SR 192.12) ist am 1. Januar 2008 in Kraft getreten. Wie andere Staaten gewährt auch die 
Schweiz ausländischen Vertretungen sowie internationalen Organisationen und Konferenzen, 
denen sie auf ihrem Hoheitsgebiet Gastrecht gibt, Vorrechte und Immunitäten. Durch entspre-
chende Änderungen des DBG (Art. 15 Abs. 1 und Art. 56 Bst. i) und des StHG (Art. 4a und 
Art. 23 Abs. 1 Bst. h) wurden die steuerlichen Begünstigungen der diplomatischen Missionen 
und deren Mitarbeitenden neu geregelt. Das kantonale Steuerrecht wird an das neue Bundes-
recht angepasst. 
 

4.1.5. Bundesgesetz über die steuerliche Abzugsfähi gkeit von Zuwendungen an politi-
sche Parteien 

 
Die eidgenössischen Räte haben am 12. Juni 2009 das Bundesgesetz über die steuerliche Ab-
zugsfähigkeit von Zuwendungen an politische Parteien verabschiedet (BBl 2009, 4389). Dieses 
sieht vor, dass Mitgliederbeiträge und Zuwendungen an politische Parteien von den Einkünften 
der natürlichen Personen in Abzug gebracht werden können. Bei der direkten Bundessteuer 
beträgt der Maximalabzug Fr. 10'000.–, für die kantonalen Steuern ist der Höchstbetrag im kan-
tonalen Recht festzulegen. Damit die Parteispende abzugsfähig ist, muss die Partei entweder 
im Parteienregister nach Artikel 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 über die po-
litischen Rechte eingetragen sein, in einem kantonalen Parlament vertreten sein, oder in einem 
Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 3% der Stimmen er-
reicht haben. Zu den Zuwendungen gehören auch die so genannten Mandatsbeiträge, also die 
Beiträge, welche Inhaberinnen und Inhaber politischer Ämter an Parteien zu leisten haben. Der 
ursprüngliche Antrag, auch Unternehmensspenden von juristischen Personen an politische 
Parteien zum Abzug zuzulassen, ist im Gesetz nicht mehr enthalten. Zuwendungen an politi-
sche Parteien, die eine juristische Person zu Werbezwecken vornimmt, können bereits heute 
als so genanntes Politsponsoring, sogar ohne betragsmässige Begrenzung, als geschäftsmäs-
sig begründeter Aufwand zum Abzug gebracht werden. Der Gesetzgeber wollte eine uner-
wünschte Doppelspurigkeit dieser beiden Abzüge vermeiden. 
 
Das Bundesgesetz tritt auf den 1. Januar 2011 in Kraft. Nach Inkrafttreten haben die Kantone 
ihre Gesetzgebung innert zwei Jahren anzupassen.  
Im Kanton Zug sind Zuwendungen an politische Parteien seit über 35 Jahren abzugsfähig, in-
dem die politischen Parteien – wie die Institutionen mit gemeinnütziger oder öffentlicher Zweck-
setzung – ausdrücklich von der subjektiven Steuerpflicht befreit sind und Zuwendungen für 
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gemeinnützige und öffentliche Zwecke vom Einkommen bzw. Gewinn abgezogen werden kön-
nen.  
 
Das neue Bundesgesetz verpflichtet aber auch den Kanton Zug zur Einführung eines separaten 
Abzugs. Wie bei der direkten Bundessteuer soll auch bei den Kantons- und Gemeindesteuern 
der Maximalabzug auf Fr. 10'000.– festgelegt werden. Mit diesem Vorschlag sind die meisten 
Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser einverstanden. 
 

4.1.6. Erweiterte Meldepflicht der Arbeitgebenden b ei der Quellensteuer 
 
Bis zur Einführung des Personenfreizügigkeitsabkommens zwischen der Schweiz und der Eu-
ropäischen Gemeinschaft auf den 1. Juni 2002 (SR 0.142.112.681) war jeder Stellenwechsel 
von ausländischen Arbeitnehmenden in der Schweiz bewilligungspflichtig. Eine Kopie dieser 
Bewilligung wurde jeweils der zuständigen Steuerverwaltung zugestellt. Ab dem 1. Juni 2002 
wurde diese Bestimmung für Staatsangehörige aus EU- und EFTA-Staaten aufgehoben und 
durch eine Meldepflicht der Arbeitgebenden ersetzt (vgl. § 100 Abs. 2 StG). Mit der Einführung 
des neuen Ausländergesetzes (AuG; SR 142.20) per 1. Januar 2008 wurde die Bewilligungs-
pflicht bei einem Stellenwechsel auch für Angehörige von Drittstaaten aufgehoben. Um die 
vollständige Erfassung der an der Quelle besteuerten Personen weiterhin zu gewährleisten, 
wurde Artikel 13a der Verordnung über die Quellenbesteuerung bei der direkten Bundessteuer 
(QStV; SR 642.118.2) angepasst. Die Arbeitgebenden müssen seit 2008 alle ausländischen 
Arbeitnehmenden, die der Quellenbesteuerung unterliegen, den Steuerbehörden melden; sie 
müssen keinen Unterschied mehr machen zwischen Personen, welche Staatsangehörige eines 
EU-/EFTA-Staats sind, und anderen Arbeitnehmenden. § 100 Abs. 2 StG ist an diese geänder-
ten Verhältnisse anzupassen. 
 

4.1.7. Bundesgesetz über die steuerliche Entlastung  von Familien mit Kindern 
 
Am 25. September 2009 haben die eidgenössischen Räte das Bundesgesetz über die steuerli-
che Entlastung von Familien mit Kindern verabschiedet (BBl 2009, 6667). Dieses Gesetz führt 
bei der direkten Bundessteuer unter anderem einen Abzug für die von der Familie getragenen 
Kosten der Fremdbetreuung von Kindern bis maximal Fr. 10'000.– ein und verpflichtet die Kan-
tone, einen entsprechenden Abzug auch im kantonalen Recht einzuführen. Art. 9 Abs. 2 Bst. l 
StHG lautet: 
 
Allgemeine Abzüge sind: 
die nachgewiesenen Kosten, bis zu einem nach kantonalem Recht bestimmten Betrag, für die 
Drittbetreuung jedes Kindes, das das 14. Altersjahr noch nicht vollendet hat und mit der steu-
erpflichtigen Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, soweit diese 
Kosten im direkten kausalen Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Er-
werbsunfähigkeit der steuerpflichtigen Person stehen. 
 
Das Bundesgesetz tritt auf den 1. Januar 2011 in Kraft. Der Kanton Zug muss den bestehen-
den, bisher als Sozialabzug ausgestalteten Fremdbetreuungsabzug (§ 33 Abs. 2) bis spätes-
tens 1. Januar 2013 an die neuen Vorgaben des Bundesrechts anpassen und eine Obergrenze 
für diesen Abzug festlegen. Der Regierungsrat schlägt mit Fr. 10'000.– die gleiche Obergrenze 
vor wie bei der direkten Bundessteuer. Da der kantonale Kinderabzug mit (teuerungsbereinig-
ten) Fr. 12'000.– wesentlich höher ist als der Kinderabzug von Fr. 6'100.– bei der direkten Bun-
dessteuer, ist dieser Vorschlag als grosszügig, aber sachlich vertretbar zu bezeichnen. 



  

Seite 10/26 2002.1 - 13644  

 

 
 
Eine steuerliche Gleichstellung von Fremd- und Eigenbetreuung ist mit der Revision des Bun-
desgesetzes über die steuerliche Entlastung von Familien mit Kindern jedoch nicht vorgese-
hen. Der neue Fremdbetreuungsabzug ist gesetzestechnisch zwar gerade nicht als Gewin-
nungskostenabzug, sondern als so genannter allgemeiner Abzug ausgestaltet worden. Den-
noch kommt er in seiner Funktionsweise einem Gewinnungskostenabzug nahe. Die Verknüp-
fung der Fremdbetreuungskosten mit der Erwerbstätigkeit macht dies deutlich. Hingegen resul-
tieren aus der Eigenbetreuung keine externen Betreuungskosten. Mit einem zweiten Einkom-
men erhöhen sich hingegen auch die Steuerabgaben. Bei der Eigenbetreuung wird zwar auf ein 
Lohneinkommen verzichtet, dieser Verzicht wirkt sich aber direkt auf die Höhe des steuerbaren 
Einkommens und damit auf eine tiefere Steuerbelastung der Eltern aus. 
 
Der neue Fremdbetreuungsabzug ist stichtagsun abhängig, das heisst er endet am 14. Ge-
burtstag und ist als allgemeiner Abzug neu in § 30 StG geregelt. 
 
Der bereits bestehende Eigenbetreuungsabzug soll als Sozialabzug neu allen Eltern unabhän-
gig von der Höhe ihres Reineinkommens zustehen, wobei das Maximalalter wegen der zwin-
genden Altersgrenze beim Fremdbetreuungsabzug jedoch von 16 Jahren auf 15 Jahre herab-
gesetzt wird. Denn ab dem 14. Geburtstag kann gemäss der bundesgesetzlichen Regelung der 
Fremdbetreuungsabzug nicht mehr geltend gemacht werden; auch der Eigenbetreuungsabzug 
soll neu im gleichen Jahr enden. Da die Kosten für Kinder ab dem 15. Altersjahr nicht ab- son-
dern eher noch zunehmen, schlägt der Regierungsrat hingegen vor, für diese Kinder den all-
gemeinen Kinderabzug um Fr. 6'000.– zu erhöhen. Die Herabsetzung des Maximalalters beim 
Eigenbetreuungsabzug wirkt sich somit gesamthaft zugunsten der Eltern aus. Nach einer gene-
rellen Erhöhung des Kinderabzugs um Fr. 3'000.– anlässlich der Steuergesetz-Revision 2009 
sollen Eltern mit Kindern wiederum spürbar entlastet werden. 
 
Der Eigenbetreuungsabzug und der Kinderabzug sind wie bisher so genannte Sozialabzüge. 
Sozialabzüge sind stichtagsabhängig, das heisst sie werden nach den Verhältnissen am Ende 
der Steuerperiode (31. Dezember) gewährt oder nicht gewährt. 
 
Das Zusammenspiel der verschiedenen Abzüge lässt sich am folgenden Beispiel darstellen: 
 
Die effektiven Fremdbetreuungskosten für das Kind Anna betragen Fr. 850.– pro Monat. Anna 
wird Ende Februar 2020 14 Jahre alt. Folgende Abzüge würden gewährt: 
− bis 2019: Fremdbetreuungsabzug bis Fr. 10'000.–. 
− 2020: Bis Ende Februar 2020 (Geburtstag) wären grundsätzlich die Fremdbetreuungskos-

ten für die Monate Januar und Februar von gesamthaft Fr. 1'700.– abzugsfähig. Da dieser 
Betrag jedoch unter Fr. 3'000.– liegt, haben die Eltern Anspruch auf den Eigenbetreuungs-
abzug (Kind ist am Ende der Steuerperiode weniger als 15 Jahre alt, vgl. § 33 Abs. 2; eine 
Kumulation des Fremdbetreuungsabzugs und des Eigenbetreuungsabzugs ist gemäss § 33 
Abs. 2bis nicht möglich). 

− ab 2021: Das 15. Altersjahr wird im Februar 2021 vollendet. Somit haben die Eltern ab 
2021 Anspruch auf den um Fr. 6'000.– erhöhten Kinderabzug gemäss § 33 Abs. 1 Ziff. 2 
StG. 
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4.2. Parlamentarische Vorstösse 

4.2.1. Motion der FDP-Fraktion für eine jährliche A npassung an die kalte Progression – 
 mehr Geld im Portemonnaie der Bürger! (Vorlage Nr.  1780.2 - 13312) 

 
Am 25. Februar 2010 hat der Kantonsrat auf Antrag des Regierungsrates die Motion der FDP-
Fraktion für eine jährliche Anpassung an die kalte Progression – mehr Geld im Portemonnaie 
der Bürger! (Nr. 17802 - 13312) erheblich erklärt. Neu sollen sowohl die im heutigen § 34 
Abs. 1 erwähnten Abzüge als auch die Tarifstufen bei der Einkommenssteuer und der Vermö-
genssteuer jährlich der Teuerung angepasst werden. Die Neuregelung erfolgt gesamthaft in 
§ 45, so dass § 34 aufgehoben werden kann. Alle Vernehmlassungsteilnehmerinnen und 
-teilnehmer sind mit dieser Anpassung einverstanden. 

4.2.2. Motion der FDP-Fraktion betreffend Anrechnun g der Gewinnsteuer an die Kapi-
talsteuer – steuerliche Entlastung von Risikokapita l vom 23. April 2010 (Vorlage 
Nr. 1931.1 - 13402) 

 
Die FDP-Fraktion hat am 23. April 2010 eine Motion mit folgendem Antrag eingereicht: 
 
«Der Regierungsrat wird beauftragt, das Zuger Steuergesetz dahingehend zu ändern, dass die 
Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer angerechnet werden kann.» 
 
Zur Begründung führt die FDP-Fraktion aus, dass die Kantone mit der Änderung des Bundes-
gesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden, Art. 30 
Abs. 2, aufgrund der durch den Souverän am 24. Februar 2008 angenommenen Unterneh-
menssteuerreform II, die Möglichkeit erhielten, die Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer anzu-
rechnen. Juristische Personen entrichteten auf Kantons- und Gemeindeebene Gewinn- und 
Kapitalsteuern. Die Gewinnsteuer sei ertragsabhängig und falle entsprechend der Höhe des 
erwirtschafteten Gewinns an. Die Kapitalsteuer dagegen sei ertragsunabhängig und belaste die 
unternehmerische Substanz auch dann, wenn kein oder nur wenig Gewinn erzielt werde. Sie 
belaste Risikokapital und hemme Investitionstätigkeiten. Auf Bundesebene sei diese 1997 ab-
geschafft worden. International werde sie kaum mehr angewandt. 
Die Kapitalsteuer könne an die Substanz eines Unternehmens gehen, wenn sie auf das Ver-
mögen, das notabene schon mehrmals besteuert wurde, selber zugreife und nicht bloss auf 
das daraus erwirtschaftete Einkommen. Dies sei schädlich und müsse verhindert werden. 
Verschiedene Kantone hätten die Anrechnung der Gewinn- an die Kapitalsteuer bereits einge-
führt oder beschlossen (TG / AG / SG / SZ / LU). Die Kapitalsteuer könne dadurch um den Be-
trag der Gewinnsteuer reduziert werden und das Risikokapital werde steuerlich entlastet. Kapi-
talgesellschaften könnten so von einer Steuer erleichtert werden, die an ihrer Substanz zehre 
und ihre Finanzkraft schwäche. Insbesondere für Klein- und Mittelbetriebe biete eine Anrech-
nung der Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer eine finanzielle Entlastung. Zusätzlich bestehe die 
Möglichkeit, dass der Gewinnanreiz steige, und somit eine Kompensation des Steuersubstrates 
erwartet werden könne. 
Die Anrechnung der Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer stärke den Unternehmensstandort Zug. 
Dieser müsse seine Attraktivität als Wirtschaftsstandort und Finanzplatz sicherstellen und wett-
bewerbsfähig bleiben. 
 
An seiner Sitzung vom 6. Mai 2010 hat der Kantonsrat die Motion an den Regierungsrat zur Be-
richterstattung und Antragstellung überwiesen. 
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Der Regierungsrat beantragt, die Gewinnsteuer nicht an die Kapitalsteuer anzurechnen und die 
Motion der FDP-Fraktion nicht erheblich zu erklären. Nachdem im Rahmen der laufenden 
Steuergesetzrevision der einfache obere Gewinnsteuersatz in drei massvollen Schritten auf 
6,25% im Steuerjahr 2012, auf 6% im Steuerjahr 2013 und auf 5,75% ab dem Steuerjahr 2014 
gesenkt werden soll, besteht mit Blick auf ein ausgewogenes Gesamtpaket kein weiterer Hand-
lungsbedarf. Die Anrechnung der Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer würde Steuerausfälle von 
7.5 Mio. Franken beim Kanton und von 6 Mio. Franken bei den Gemeinden verursachen. Diese 
Summe will der Regierungsrat lieber gezielt für die erwähnte gestaffelte Senkung der Ge-
winnsteuer einsetzen, da beim Standortwettbewerb das Hauptaugenmerk auf der Gewinnsteuer 
liegt, nicht aber auf der Kapitalsteuer. Gegen die Anrechnung der Gewinnsteuer an die Kapi-
talsteuer spricht auch das Ziel des Regierungsrates, dem Kantonsrat eine ausgewogene Vorla-
ge präsentieren zu können, in der den Bedürfnissen der juristischen und der natürlichen Perso-
nen gleichermassen Rechnung getragen wird. 
 

4.2.3. Interpellation der CVP-Fraktion betreffend E igenbetreuungsabzug in der Steuer-
gesetzrevision 2012 (Vorlage Nr. 1966.1 - 13531) 

 
Am 7. September 2010 reichte die CVP-Fraktion eine Interpellation zum Thema «Eigenbetreu-
ungsabzug in der Steuergesetzrevision 2012» ein. 
 
Der Kantonsrat überwies die Interpellation am 30. September 2010 an den Regierungsrat zur 
schriftlichen Beantwortung. 
 
1. Vorbemerkungen 
Das Bundesgesetz über die steuerliche Entlastung von Familien mit Kindern verpflichtet die 
Kantone, spätestens bis 1. Januar 2013 einen als allgemeinen Abzug ausgestalteten Fremd-
betreuungsabzug ins kantonale Steuerrecht zu übernehmen und den Maximalbetrag pro Kind 
festzulegen. Der Regierungsrat schlug in der Vernehmlassungsvorlage mit Fr. 10'000.– die 
gleiche Obergrenze wie bei der direkten Bundessteuer vor. Indem die Obergrenze beim Bund 
und beim Kanton gleich hoch festgesetzt wird, ergibt sich bei der Veranlagung kein zusätzlicher 
Abklärungsaufwand. 
 
Eine steuerliche Gleichstellung von Fremd- und Eigenbetreuung ist mit der Revision des Bun-
desgesetzes über die steuerliche Entlastung von Familien mit Kindern hingegen nicht vorgese-
hen. Der neue Fremdbetreuungsabzug ist gesetzestechnisch zwar gerade nicht als Gewin-
nungskostenabzug, sondern als so genannter allgemeiner Abzug ausgestaltet worden. Den-
noch kommt er in seiner Funktionsweise einem Gewinnungskostenabzug nahe. Die Verknüp-
fung der Fremdbetreuungskosten mit der Erwerbstätigkeit macht dies deutlich. Hingegen resul-
tieren aus der Eigenbetreuung keine externen Betreuungskosten. 
 
Wie bereits unter Ziffer 4.1.7. ausgeführt, soll der bestehende Eigenbetreuungsabzug als Sozi-
alabzug hingegen neu allen Eltern unabhängig von der Höhe des Reineinkommens zustehen, 
wobei das Maximalalter wegen der zwingenden Altersgrenze beim Fremdbetreuungsabzug je-
doch von 16 Jahren auf 15 Jahre herabgesetzt wird.. 
 
2. Zu den einzelnen Fragen 
 
Frage 1: 
Der Fremdbetreuungsabzug (neu kein Sozialabzug mehr) wird auf Fr. 10'000.– erhöht. Welche 
finanziellen Auswirkungen wären bei einem Abzug von Fr. 12'000.– zu erwarten? 
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Ein Fremdbetreuungsabzug von Fr. 10'000.– verursacht beim Kanton Steuerausfälle von 
2.1 Mio. Franken pro Jahr, ein Fremdbetreuungsabzug von Fr. 12'000.– solche von 2.5 Mio. 
Franken pro Jahr, also 0.4 Mio. Franken pro Jahr zusätzlich. Dazu kommen noch die Steuer-
ausfälle bei den Gemeinden von rund 0.3 Mio. Franken pro Jahr. 
 
Frage 2: 
Der Eigenbetreuungsabzug (weiterhin Sozialabzug) von Fr. 3'000.– bleibt bestehen. Das Bun-
desrecht äussert sich nicht zum Eigenbetreuungsabzug. Was wären die finanziellen Folgen für 
den Kanton bei einem Abzug von Fr. 10'000.– respektive Fr. 12'000.– wie bei der Fremd-
betreuung? 
 
Die Erhöhung des Eigenbetreuungsabzugs auf Fr. 10'000.– unter Beibehaltung der heutigen 
Reineinkommensgrenze von (teuerungsbereinigten) Fr. 76'000.– führt bei der Kantonssteuer zu 
Mindereinnahmen von 1.2 Mio. Franken pro Jahr. 
 
Die Erhöhung des Eigenbetreuungsabzugs auf Fr. 10'000.– bei gleichzeitigem Wegfall der 
Reineinkommensgrenze führt bei der Kantonssteuer zu Mindereinnahmen von 3.6 Mio. Franken 
pro Jahr. 
 
Die Erhöhung des Eigenbetreuungsabzugs auf Fr. 12'000.– unter Beibehaltung der heutigen 
Reineinkommensgrenze von (teuerungsbereinigten) Fr. 76'000.– führt bei der Kantonssteuer zu 
Mindereinnahmen von 1.5 Mio. Franken pro Jahr. 
 
Die Erhöhung des Eigenbetreuungsabzugs auf Fr. 12'000.– bei gleichzeitigem Wegfall der 
Reineinkommensgrenze führt bei der Kantonssteuer zu Mindereinnahmen von 4.3 Mio. Franken 
pro Jahr. 
 
Dazu kommen noch die Steuerausfälle bei den Gemeinden von rund 80% der kantonalen Zah-
len. 
 
 

4.3. Übrige Themen 

4.3.1. Bewertung von verpachtetem Bauland 
 
Der Steuerwert von Grundstücken entspricht grundsätzlich dem Verkehrswert, wobei der Er-
tragswert angemessen zu berücksichtigen ist (§ 42 Abs. 1 StG). § 42 Abs. 2 StG in der Fas-
sung von 2001 bestimmte im Wesentlichen, dass die von der Eigentümerin oder vom Eigentü-
mer land- oder forstwirtschaftlich genutzten sowie die dem Pachtgesetz unterstellten Grundstü-
cke lediglich zum Ertragswert besteuert werden, auch wenn sie in der Bauzone liegen. Anläss-
lich der Steuergesetzrevision 2007 wurde diese privilegierte Besteuerung auf Grundstücke 
ausgedehnt, die wegen ihrer Grösse (das heisst kleiner als 25 Aren) dem Pachtgesetz nicht un-
terstehen, sofern die Eigentümerin oder der Eigentümer nachweist, dass die «Pächterin» oder 
der «Pächter» dieses Grundstücks vertraglich den gleichen Schutz geniesst wie gemäss 
Pachtgesetz, und dass diese Bestimmungen auch eingehalten werden. Der Wille des Gesetz-
gebers war es, alle Baulandparzellen, die an eine Landwirtin oder an einen Landwirt verpachtet 
sind, grundsätzlich zum Ertragswert zu besteuern. Alleine der Umstand, ob ein Grundstück 
dem Pachtgesetz untersteht oder nicht, sollte für die Ertragswertbesteuerung nicht ausschlag-
gebend sein. Ausschlaggebend war für den Gesetzgeber der Revision 2007 vielmehr, ob die 
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das Grundstück bewirtschaftende Landwirtin oder der das Grundstück bewirtschaftende Land-
wirt den gleichen Schutz geniesst wie gemäss Pachtgesetzgebung, und dass diese Bestim-
mungen auch eingehalten werden. 
Auf den 1. September 2008 ist der neue Artikel 2a des Bundesgesetzes über die landwirt-
schaftliche Pacht (LPG; SR 221.213.2) in Kraft getreten, der bestimmt, dass das Pachtgesetz 
für die Pacht von Grundstücken zur landwirtschaftlichen Nutzung nicht mehr gilt, wenn der 
Pachtgegenstand vollständig in einer Bauzone liegt. 
Wenn die Ertragswertbesteuerung von verpachtetem Bauland beibehalten werden soll, muss 
§ 42 Abs. 2 StG dahingehend angepasst werden, dass die Ertragswertbesteuerung auch bei 
Grundstücken zur Anwendung kommt, die nicht nur wegen ihrer Grösse, sondern auch deshalb 
nicht dem Pachtgesetz unterstehen, weil sie vollständig in einer Bauzone liegen, sofern die das 
Grundstück bewirtschaftende Landwirtin oder der das Grundstück bewirtschaftende Landwirt 
den gleichen Schutz geniesst wie gemäss Pachtgesetzgebung und diese Bestimmungen auch 
eingehalten werden. Der Grossteil der Vernehmlassungen befürwortet diese Ergänzung. 
 

4.3.2. Quellensteuersatz Kurzaufenthalter 
 
§ 88 Abs. 1 StG wurde auf den 1. Januar 2009 dahingehend ergänzt, dass das Erwerbsein-
kommen aus «speziellen Kurzaufenthalts-Arbeitsbewilligungen» (namentlich aus so genannten 
120-Tage-Bewilligungen) und für «bewilligungsfreie Erwerbstätigkeit» (namentlich aus so ge-
nannten 90-Tage-Bewilligungen) mindestens gleich hoch wie ein Nebenerwerbseinkommen be-
steuert wird. Damit wurde eine gesetzliche Grundlage für die bisherige Praxis geschaffen, die 
dem Umstand Rechnung trug, dass der Inhaber einer 90-/120-Tage-Bewilligung nur einen Teil 
seiner Einkünfte in der Schweiz erzielt, dass aber für die Bemessung des Steuersatzes das 
weltweite Einkommen zu Grunde gelegt werden muss. Nach Ansicht des Bundesgerichts ver-
stösst eine solche Regelung gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz von Art. 8 Abs. 1 Bun-
desverfassung, da einerseits Kurzaufenthalter je nach Einkommenshöhe untereinander rechts-
ungleich behandelt würden, und anderseits auch eine quellensteuerliche Ungleichbehandlung 
von Kurzaufenthaltern gegenüber Arbeitsnehmenden mit längeren Aufenthaltsbewilligungen 
sachlich nicht begründet sei (2A.23/2007, Urteil vom 19. Februar 2008, versandt am 14. Okto-
ber 2008). Die Steuerverwaltung musste der auf 2009 neu eingeführten Norm nach vorfrage-
weiser Überprüfung der Verfassungsmässigkeit die Anwendung versagen. Das Erwerbsein-
kommen aus 90-/120-Tage-Bewilligungen wird somit seit November 2008 zu den ordentlichen 
Quellensteuertarifen besteuert. § 88 Abs. 1 StG ist wieder in die ursprüngliche Fassung vor 
2009 zurück zu ändern. 
 

4.3.3. Gestaffelte Senkung der Gewinnsteuer 
 
Mit Änderung des Steuergesetzes vom 29. Mai 2008 wurde die Gewinnsteuer für Unternehmen 
reduziert. Für die Steuerjahre 2009 und 2010 wurde der obere einfache Gewinnsteuersatz von 
7% auf 6,75% gesenkt, für die Steuerjahre ab 2011 auf 6,5%. Begründet wurde diese tiefere 
Gewinnsteuer mit dem intensiven Wettbewerb sowohl in der Schweiz als auch international. In 
der Abstimmungsbroschüre für die Volksabstimmung über die Steuergesetzrevision vom 
30. November 2008 wurde die Befürchtung geäussert, dass der Trend zu sinkenden Steuersät-
zen für Unternehmen in Zukunft sogar noch zunehmen dürfte. 
 
International hat sich der Trend wegen der Finanzkrise verlangsamt. In der Schweiz hält die 
Tendenz jedoch weiter an. Von den bereits auf Seite 26 des Berichts und Antrags des Regie-
rungsrates vom 14. August 2007 aufgeführten elf Kantonen haben sieben (LU / NW / OW / SZ / 
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AI / SH / SG) die Gewinnsteuer weiter – und zum Teil massiv – gesenkt oder eine Senkung auf 
2011 oder 2012 bereits beschlossen.  
Die nachfolgende Tabelle (Stand November 2010) zeigt den heutigen bzw. bereits vorherseh-
baren Stand in allen Nachbarkantonen und in ausgewählten weiteren Kantonen. Trotz der Ge-
winnsteuersenkungen auf 2009 und 2011 hat sich die Position des Kantons Zug weiter ver-
schlechtert.  
 

Kanton in Kraft 
ab 

Steuer-
satz 1 
(%) 

Steuer-
fuss 2 

Steuerbelas-
tung Kanton 
und Ge-
meinde (%) 

Steuerbelas-
tung inkl. Bund 
vor Steuern 
(%) 

Schwyz (Wollerau) geltendes 

Recht 

 2,25  210  4,725  11,7 

Luzern 1.1.2012 

 

 1,5  3,5  5,25  12,1 

Obwalden 1.1.2012 

 
 5,5  -  5,5  12,3 

Appenzell Ausserrhoden geltendes 

Recht 

 6,0  -  6,0  12,7 

Nidwalden 1.1.2011 

 

 6,0  -  6,0  12,7 

Appenzell Innerrhoden geltendes 

Recht 

 8,0  -  8,0  14,2 

Zug (neu ab 2014) Vorschlag  5,75  148,821 
(Annahme) 

 8,557  14,5 

Zug (neu ab 2013) Vorschlag  6,0  148,821 

(Annahme) 

 8,929  14,8 

 

Zug (neu ab 2012) Vorschlag  6,25  148,821 

(Annahme) 

 9,301  15,1 

Zug 1.1.2011 

 

 6,5  148,821  9,673  15,4 

Schaffhausen geltendes 

Recht 

 5,0  2,1  10,5  16,0 

Thurgau geltendes 

Recht 

 4,0  2,85  11,4  16,6 

St. Gallen geltendes 

Recht 

 3,75  3,15  11,8125  16,9 

Aargau geltendes 

Recht 

 9,0  1,64  14,76  18,9 

Zürich geltendes 

Recht 

 8,0  2,2953  18,3624  21,2 

Diese Entwicklung birgt für den Standort Zug die Gefahr, dass ansässige Unternehmen ihre Tä-
tigkeit in günstigere Kantone verlegen, und dass auch neue Unternehmen nicht mehr zuziehen. 
Da die Steuereinnahmen von juristischen Personen für den Kanton Zug von grosser Bedeutung 
sind, ist eine weitere Senkung der Gewinnsteuer ins Auge zu fassen. Wie bei der Steuerge-

                                                      
 
1 Bei Kantonen mit zweistufigem Steuersatz (Zug und Aargau) ist der jeweils höhere Satz angegeben. 
2 Steuerfüsse des jeweiligen Kantonshauptortes. Ausnahme: Kanton Schwyz (Wollerau). 



  

Seite 16/26 2002.1 - 13644  

 

 
setzrevision 2009 soll die Senkung in mehreren (diesmal drei) finanziell gut verkraftbaren Teil-
schritten erfolgen (§ 66 Abs. 1 E-StG). 
 
Für diese erneute Senkung des oberen einfachen Gewinnsteuersatzes sprechen insbesondere 
folgende Gründe: 
− Anhaltende Tendenz zu sinkenden Gewinnsteuersätzen in den Kantonen und in gewissen 

Staaten. Der Kanton Zug würde mit der geplanten Senkung den Steuerwettbewerb nicht mit 
einem neuen Spitzenwert anheizen, sondern lediglich den Rückstand auf die Spitzengruppe 
in einigermassen erträglichem Rahmen halten. Der Kanton Zug würde auch nach der vor-
geschlagenen Senkung bestenfalls auf Rang 7 der Rangliste der steuergünstigen Kantone 
sein. Mit der bewusst sehr moderaten, massvollen Senkung soll der regierungsrätlichen 
Strategie Rechnung getragen werden, welche für die Zukunft ein geringeres Wirtschafts- 
und Bevölkerungswachstum als in den letzten Jahren anstrebt. 

− Verkleinerung der Steuerdifferenz zwischen ordentlich besteuerten Gesellschaften und so-
genannt privilegiert besteuerten Gesellschaften (vor allem gemischte Gesellschaften). Es 
besteht die ernsthafte Gefahr, dass der internationale Druck zur Abschaffung oder Modifi-
kation der Bestimmungen für die privilegierten Gesellschaften weiter anhält und sich mögli-
cherweise sogar sehr plötzlich massiv verstärkt. Für diesen Fall müsste der Kanton Zug in 
der Lage sein, innert sehr kurzer Frist einen für alle Gesellschaften einheitlichen Steuersatz 
einzuführen, der aufgrund der internationalen und interkantonalen Vergleichsstandorte im 
Bereich von etwa 12% effektive Gewinnsteuern (inklusive Bund) liegen müsste. Ausgehend 
von der heutigen Gewinnsteuer von rund 15,4% wäre eine derart grosse Anpassung in nur 
einem einzigen Schritt finanziell und politisch kaum machbar. Daher soll die Gewinnsteuer 
vorausschauend in mehreren gut verdaubaren Teilschritten über mehrere Jahre verteilt 
sukzessive an einen Wert herangeführt werden, der es später finanziell und politisch er-
laubt, den letzten noch nötigen grossen Schritt zu machen und zu verkraften, sofern sich 
dies als notwendig erweisen sollte. 

 
Eine Senkung des Gewinnsteuersatzes um 0,25% führt bei den Kantonssteuern zu Minderein-
nahmen von 6 Mio. Franken pro Jahr. Die Senkung im Steuerjahr 2012 auf 6,25% einfache 
Gewinnsteuer wird in der Staatsrechnung 2013 zu 6 Mio. Franken Mindereinnahmen führen, 
die Senkung im Steuerjahr 2013 auf 6% einfache Gewinnsteuer wird in der Rechnung 2014 zu 
Mindereinnahmen von 12 Mio. Franken führen und die Senkung ab dem Steuerjahr 2014 auf 
5,75% einfache Gewinnsteuer wird in den Rechnungen ab 2015 zu jährlichen Mindereinnah-
men von 18 Mio. Franken führen. Im Bereich Unternehmerinnen/Unternehmer und Gesellschaf-
ten führt die Neuregelung der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung bei der Einkom-
menssteuer und deren Aufhebung bei der Vermögenssteuer zu Mehrerträgen von 4,2 Mio. 
Franken an Kantonssteuern. Diese Mehreinnahmen will der Regierungsrat für diese weitere, 
schrittweise Senkung der Gewinnsteuer einsetzen. 
 
Die Vernehmlassungsantworten zur Frage der Gewinnsteuersenkung divergieren stark. Die al-
lermeisten Gemeinwesen, die CVP, die SVP, die GLP sowie der Bauernverband stimmen der 
Senkung der Gewinnsteuer zu. Die FDP.Die Liberalen, die Wirtschaftsverbände und der Advo-
katenverein fordern eine schnellere und höhere Senkung der Gewinnsteuer. Die Alternative – 
Die Grünen und die SP sind gegen eine Senkung der Gewinnsteuer, die Angestelltenvereini-
gung der Region Zug stellt sie zumindest sehr in Frage. Die anhaltende Tendenz zu sinkenden 
Gewinnsteuersätzen in den Kantonen und in gewissen Staaten ruft nach Ansicht des Regie-
rungsrates zu einer weiteren, schrittweisen Senkung der Gewinnsteuer. Eine über diesen Vor-
schlag hinausgehende oder schnellere Senkung der Gewinnsteuer ist im Hinblick auf das sich 
abzeichnende Defizit im Staatshaushalt jedoch nicht angebracht. 
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4.3.4. Erweiterung Mieterinnen- und Mieterabzug / A ufschub der Neuschätzung 

Eigenmietwert 
 
Der Eigenmietwert ist unter Berücksichtigung der Förderung von Eigentumsbildung und Selbst-
vorsorge auf mindestens 60% des Marktmietwertes festzulegen (§ 6 Abs. 1 Verordnung zum 
StG). Die letzte Anpassung geht auf die Jahre 2001/2002 zurück. Seither haben sich die Miet-
preise für Wohnungen und Einfamilienhäuser weiter erhöht, so dass für die nächsten Jahre ei-
ne erneute Anhebung der Eigenmietwerte ins Auge zu fassen wäre. Der Regierungsrat schlägt 
jedoch einen anderen Weg für eine rechtsgleiche Besteuerung von Eigentümerinnen und Ei-
gentümern sowie von Mieterinnen und Mietern vor, indem er einerseits den Eigenmietwert für 
mindestens weitere fünf Jahre auf dem heutigen Niveau belassen will, anderseits neu allen 
Mieterinnen und Mietern einen Mieterinnen- und Mieterabzug gewähren möchte. Es ist eine 
Tatsache, dass die Mieten im Kanton Zug hoch bis sehr hoch sind. Der bisherige Mieterinnen- 
und Mieterabzug von bis zu Fr. 7'200.– für steuerpflichtige Personen mit einem (teuerungsbe-
reinigten) Reineinkommen bis Fr. 76'000.– bleibt bestehen, da er auch nach heutigen Massstä-
ben als recht grosszügig bezeichnet werden kann. Neu können jedoch auch steuerpflichtige 
Personen mit einem darüber liegenden Reineinkommen einen Mieterinnen- und Mieterabzug 
von Fr. 2'000.– (Ledige) bzw. Fr. 4'000.– (Verheiratete) geltend machen. Voraussetzung ist na-
türlich, dass die steuerpflichtigen Personen im Kanton Zug auch wirklich eine Wohnung gemie-
tet haben. Die Ausdehnung des Mieterinnen- und Mieterabzugs wurde in der Vernehmlassung 
fast einhellig begrüsst. 
 

4.3.5. Zentralisierung der Verlustscheinbewirtschaf tung bei der Steuerverwaltung 
 
Die Verlustscheine der kantonalen Ämter und Gerichte sollen neu zentral bei der kantonalen 
Steuerverwaltung bewirtschaftet werden. Die Steuerverwaltung bewirtschaftet bereits heute 
rund 9’000 eigene Verlustscheine mit einem Forderungsvolumen von rund 40 Mio. Franken. Sie 
verfügt über die entsprechende Erfahrung und das notwendige Know-how. Neu sollen auch die 
meisten der übrigen Verlustscheine aus anderen kantonalen Organisationseinheiten der Steu-
erverwaltung zur Bewirtschaftung übergeben werden. 

Der Kanton ist Eigentümer folgender Verlustscheine (Stand Ende 2009): 

 Anzahl Verlustscheine 1) Forderungssumme in Fr. 2)

Bei den Gerichten 

Obergericht 1'891 3'071'093.–

Verwaltungsgericht 32 20'759.–

 

In der Kantonalen Verwaltung 3) 

Steuerverwaltung 8'970 40'181'414.–

übrige 2'317   1'105'266.–

 

Total 13'210 44'378'532.–
1)  Natürliche und juristische Personen (Circa-Angaben) 
2) Circa-Angaben 
3) exkl. selbständige öffentlich-rechtliche Anstalten und private Dritte 
 
Durch die aktivere Bewirtschaftung der bereits bestehenden und der neu zu bewirtschaftenden 
Verlustscheine wird mit Mehreinnahmen gerechnet. Zudem entspricht es dem Gebot der 
Gleichbehandlung aller Bürgerinnen und Bürger, wenn sichergestellt wird, dass auch Verlust-
scheinschulden wenn immer möglich konsequent eingefordert werden. Aus datenschutzrechtli-
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chen Gründen ist für diese neue verwaltungsinterne Aufgabenzuteilung das Steuergesetz an-
zupassen. 
 
Eine vollständige oder teilweise Auslagerung der Verlustscheinbewirtschaftung, d.h. die Be-
wirtschaftung durch Dritte lehnen wir ab. Einerseits müsste für den Fall der Ausgliederung eine 
formellgesetzliche Grundlage geschaffen werden, wobei aus datenschutzrechtlicher Sicht grös-
sere Probleme zu lösen wären. Andererseits verfügt die Steuerverwaltung nicht nur über genü-
gend Know-how im Bereich der Verlustscheinbewirtschaftung, sondern auch über mehr und 
qualitativ bessere Informationen als private Inkassounternehmen. Zudem müssten 40% bis 
50% Prozent der eingebrachten Erträge den privaten Inkassounternehmen als Erfolgshonorar 
bezahlt werden.  
 
Der Kanton Basel-Landschaft hat in diesem Jahr eine gesetzliche Grundlage für die Zentralisie-
rung der Verlustscheinbewirtschaftung bei der Steuerverwaltung geschaffen. Die Steuerverwal-
tung des Kantons Luzern ist seit 2005 für die zentrale Verlustscheinbewirtschaftung zuständig. 
Auch Obwalden und Uri haben ihre Verlustscheinverwaltung zentralisiert. Die Steuerverwaltung 
des Kantons Basel-Stadt prüft, ob sie künftig eine verwaltungsinterne Verlustscheinbewirt-
schaftung betreiben will. 
 
Neu soll daher die Möglichkeit einer Zentralisierung der Verlustscheinbewirtschaftung bei der 
Steuerverwaltung geschaffen werden. Ab wann von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird 
und welche kantonalen Ämter und Gerichte ihre Verlustscheine der Steuerverwaltung zur Be-
wirtschaftung übergeben dürfen oder müssen, ist zur Zeit noch offen und unter anderem ab-
hängig von den Personalressourcen und der Evaluation und Implementierung von entspre-
chenden IT-Programmen. Der Regierungsrat soll später die entsprechenden Entscheide mittels 
Verordnung treffen. 
 
Die Steuerverwaltung untersteht dem Steuergeheimnis von § 108 Steuergesetz. Damit sie die 
Daten und Informationen aus den Steuerakten und aus ihrem IT-System ISOV auch für die Be-
wirtschaftung von Verlustscheinen Dritter verwenden darf, bedarf es einer ausdrücklichen 
Grundlage in einem Gesetz im formellen Sinn. Eine solche Regelung wird auch von der kanto-
nalen Datenschutzstelle ausdrücklich begrüsst. 
 
Da der Zugriff auf Steuerdaten unerlässliche Voraussetzung ist, um Verlustscheine erfolgreich 
bewirtschaften zu können, ist die Bewirtschaftung im Steuergesetz und nicht wie von der Da-
tenschutzstelle angeregt im Finanzhaushaltgesetz zu verankern. Der Zugriff beschränkt sich 
dabei auf die für die Bewirtschaftung zwingend notwendigen Daten. 
 
In der vom Regierungsrat zu erlassenen Verordnung wird u.a. Folgendes zu regeln sein: 
 
− Für welche kantonalen Ämter und Gerichte darf bzw. muss die Steuerverwaltung die Ver-

lustscheine bewirtschaften? 
− Ab wann geht die Verlustscheinbewirtschaftung von den Ämtern und Gerichten an die 

Steuerverwaltung über? 
− Welche Informationsrechte und -pflichten bestehen bei der erstmaligen und bei der laufen-

den Übernahme der Verlustscheine (was braucht die Steuerverwaltung in welcher Form)? 
− Welche Mitwirkungspflichten haben die Ämter und Gerichte bei der Verlustscheinbewirt-

schaftung (z.B. Führung eines Rechtsöffnungsverfahrens durch die ursprüngliche Gläubige-
rin bzw. den ursprünglichen Gläubiger [Amt/Gericht], sofern dafür aufwändige Rechtsschrif-
ten zu erstellen oder ursprüngliche Verfügungen und Entscheide bei Gerichten, Betrei-
bungsämtern oder anderen SchKG-Instanzen zu präsentieren sind). 
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− Allenfalls grundsätzliche Bewirtschaftungsregeln (Einführung von Geringfügigkeitswerten, 

Härtefall- und Verzichtskategorien, Möglichkeit zum Rückkauf von Verlustscheinen gegen 
angemessene Quote, erneute Betreibung bei drohender Verjährung etc.). 

− Erfassung der Aufwände (z.B. für Inkasso- und Gerichtsverfahren) und Erträge auf einem 
zentralen kantonalen Aufwand-/Ertragskonto zur Vermeidung von unnötigem administrati-
ven Aufwand. 

 
Weitere Einzelheiten, wie etwa konkrete Geringfügigkeits- und Verzichtswerte können von der 
Finanzdirektion gestützt auf § 38 Bst. b des Finanzhaushaltgesetzes vom 31. August 2006 
(BGS 611.1) in einer Weisung geregelt werden. 
 
 
5. Finanzielle Auswirkungen der beantragten Änderun gen 
 
Siehe Beilagen. 
 
 
6. Kommentar zu den einzelnen Bestimmungen 
 
 
§ 14bis  (neu) 
Anpassung an das Gaststaatgesetz. Diese neue Bestimmung entspricht inhaltlich Artikel 15 
Abs. 1 DBG und Artikel 4a StHG. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 18bis  (neu) 
Übernahme der zwingenden Vorschriften von Art. 8 Abs. 2bis, 2ter und 2quater StHG gemäss der 
Unternehmenssteuerreform II. Absatz 1 regelt die Möglichkeit des Steueraufschubs bei der 
Überführung von Liegenschaften aus dem Geschäfts- ins Privatvermögen. Gemäss Absatz 2 
tritt bei der Verpachtung eines Geschäftsbetriebes die Realisierung der stillen Reserven neu 
erst dann ein, wenn die steuerpflichtige Person dies verlangt. Bis zur Vornahme der Schlussab-
rechnung verbleibt der verpachtete Geschäftsbetrieb im Geschäftsvermögen der Steuerpflichti-
gen. Der daraus fliessende Pachtzins stellt Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit dar. 
Absatz 3 sieht einen Aufschub der Besteuerung der stillen Reserven bei Erbteilung vor. Wird 
bei einer Erbteilung der Geschäftsbetrieb nicht von allen Erbenden fortgeführt, so kann dies 
nach der bisherigen Rechtslage hohe Einkommenssteuern nach sich ziehen, weil die mit der 
Erbteilung aus dem Unternehmen ausscheidenden Erbenden ihren rechnerischen Anteil am 
Unternehmen veräussern und damit einen steuerbaren Kapitalgewinn erzielen. Neu kann die 
Besteuerung der stillen Reserven bis zu einer späteren Realisierung aufgeschoben werden, 
soweit die den Betrieb übernehmenden Erbenden die bisherigen Einkommenssteuerwerte und 
damit auch die latenten Steuern übernehmen. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspiel-
raum. 
 
§ 18ter (neu) 
Diese Neuregelung der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung entspricht dem über-
geordneten Bundesrecht. Im Bereich des Geschäftsvermögens sind analog Art. 18b DBG sämt-
liche Erträge aus Beteiligungsrechten (einschliesslich verbuchter Gratisaktien, Gratisnennwert-
erhöhungen und dergleichen) nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes (insbesondere der 
anteiligen Schuldzinsen) im Umfang von fünfzig Prozent steuerbar. Aus verfahrensökonomi-
schen Überlegungen macht es Sinn, weitgehend die Regelung bei der direkten Bundessteuer 
zu übernehmen. 
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§ 19 Abs. 2 (neu) 
Auch im Bereich des Privatvermögens wird bei der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelas-
tung weitgehend die entsprechende Vorschrift des DBG übernommen, die Milderung aber wie 
bis anhin bei 50% (direkte Bundessteuer: lediglich 40%) belassen. 
 
§ 19 Abs. 3 (neu) 
Übernahme der zwingenden Vorschrift von Art. 7b StHG gemäss der Unternehmenssteuerre-
form II. Der Wechsel vom Nennwert- zum Kapitaleinlageprinzip hat zur Folge, dass die Rück-
zahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen wie die Rückzahlung von Grund- oder 
Stammkapital steuerfrei ist. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 27 Abs. 1 
Übernahme der zwingenden Vorschrift von Art. 8 Abs. 4 StHG gemäss der Unternehmenssteu-
erreform II. Der Begriff der Ersatzbeschaffung wird erweitert. Auf die Erfordernisse der gleichen 
betrieblichen Funktion und der Gleichartigkeit der Ersatzobjekte wird neu verzichtet. Die Kan-
tone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 29 Abs. 2 
Der Regierungsrat hob auf den 1. Januar 2010 den damaligen Paragrafen 13 Abs. 3 Bst. a) der 
Verordnung zum Steuergesetz auf und schuf damit die so genannte Dumont-Praxis ab. Die 
Dumont-Praxis besagte, dass Instandstellungskosten einer vernachlässigten Liegenschaft in 
den ersten fünf Jahren nach Erwerb nicht zum Abzug berechtigen. Seit 2010 können im Kanton 
Zug Instandstellungskosten von neu erworbenen Liegenschaften auch schon in den ersten fünf 
Jahren nach Erwerb vom Liegenschaftsertrag abgezogen werden. Aus Gründen der Klarheit 
und der Transparenz wird der Wortlaut von § 29 Abs. 2 StG an Art. 32 Abs. 2 DBG und Art. 9 
Abs. 3 StHG angepasst. 
 
§ 30 Bst. a) 
Übernahme der zwingenden Vorschrift von Art. 9 Abs. 2 Bst. a StHG gemäss der Unterneh-
menssteuerreform II. Zum massgebenden Vermögensertrag gehören auch die Erträge aus indi-
rekter Teilliquidation und Transponierung. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 30 Bst. k) 
Zuwendungen von natürlichen Personen an politische Parteien sind bis zu einem Maximalbe-
trag von Fr. 10'000.– abzugsfähig. Die Kantone sind verpflichtet, diesen Abzug ins kantonale 
Recht zu übernehmen. Bei der Festlegung des Maximalbetrages sind sie frei. 
 
§ 30 Bst. l) 
Für die effektiv von der Familie getragenen Kosten der Fremdbetreuung der Kinder können neu 
maximal Fr. 10'000.– pro Kind abgezogen werden. Die Kantone sind verpflichtet, für die 
Fremdbetreuung der Kinder diesen allgemeinen Abzug einzuführen. Bei der Festlegung des 
Maximalbetrages sind sie frei. 
 
§ 33 Abs. 1 Ziff. 2 
Für Kinder ab dem 15. Altersjahr wird der Kinderabzug (Fr. 11'000.–; teuerungsbereinigt 
Fr. 12'000.–) um Fr. 6'000.– erhöht. 
 
§ 33 Abs. 1 Ziff. 5 
Ausdehnung des Mieterinnen- und Mieterabzugs auf alle steuerpflichtigen Personen unter Bei-
behaltung der heutigen Privilegierung von steuerpflichtigen Personen mit einem Reineinkom-
men unter Fr. 70'000.– (teuerungsbereinigt Fr. 76'000.–). 
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§ 33 Abs. 2 
Der Eigenbetreuungsabzug wird neu allen Eltern gewährt, die ihre Kinder selber betreuen 
(Wegfall der Reineinkommensgrenze), jedoch nur noch bis zum 15. Altersjahr, vgl. aber den 
erhöhten Kinderabzug in § 33 Abs. 1 Ziff. 2. 
 
§ 33 Abs. 2 bis  
Wie bereits bisher wird explizit festgehalten, dass für ein Kind nicht gleichzeitig ein Fremd-
betreuungsabzug und ein Eigenbetreuungsabzug geltend gemacht werden kann. 
 
§ 34 Abs. 1 und 2 
Siehe § 45 (neu). 
 
§ 35 Abs. 4 
Siehe § 18ter (neu) und § 19 Abs. 2 (neu) 
 
§ 37ter  (neu) 
Die Unternehmenssteuerreform II sieht für die direkte Bundessteuer und die Kantons- und Ge-
meindesteuern verbindlich vor, dass bei definitiver Aufgabe der selbständigen Erwerbstätigkeit 
nach dem vollendeten 55. Altersjahr oder wegen Unfähigkeit zur Weiterführung infolge Invalidi-
tät der Liquidationsgewinn einer separaten Besteuerung zu einem reduzierten Tarif zuzuführen 
ist. Wie bei der direkten Bundessteuer soll auch bei den Kantons- und Gemeindesteuern für 
den Steuersatz nur ein Fünftel des Liquidationsgewinns berücksichtigt werden. Dadurch wird 
die steuerpflichtige Person so gestellt, wie wenn sie den Liquidationsgewinn gleichmässig wäh-
rend fünf Jahren bezogen hätte. So werden ungerechtfertigte Überbesteuerungen infolge der 
Progression vermieden, ohne dass bei sehr hohen Liquidationsgewinnen, bei denen der Maxi-
malsteuersatz sowieso erreicht ist, eine ungerechtfertigte Unterbesteuerung eintritt. 
Artikel 11 Abs. 5 StHG schreibt vor, dass die im Rahmen der Bundesgesetzgebung gleichzeitig 
geleisteten einmaligen Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen aus Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge (Einkäufe) zum Abzug zugelassen werden. Der steuerbare Liquidationsgewinn redu-
ziert sich in diesem Umfang. Solche Einkäufe sind möglich, wenn sich Selbständigerwerbende 
freiwillig anschliessen und eine entsprechende Deckungslücke besteht. Werden keine solchen 
Einkäufe vorgenommen, wird die Steuer im Umfang der fiktiven Deckungslücke zum Tarif für 
Kapitalleistungen aus Vorsorge nach § 37 StG erhoben. Die steuerpflichtige Person wird so 
gestellt, wie wenn sie den Einkauf vorgenommen und unmittelbar im Anschluss die Kapitalleis-
tung aus Vorsorge bezogen hätte. Allfällige echte Kapitalleistungen aus Vorsorge, die im Liqui-
dationsjahr ausbezahlt werden, sind dabei mit dem fiktiven Einkauf zusammenzuzählen. Die 
mildere Satzbestimmung gilt auch für den überlebenden Ehegatten, die anderen Erbinnen und 
Erben und die Vermächtnisnehmerinnen und Vermächtnisnehmer, sofern sie innert fünf Kalen-
derjahren nach Ablauf des Todesjahres der Erblasserin oder des Erblassers die übernommene 
Unternehmung liquidieren. 
Die Kantone sind bei der Festlegung des anwendbaren Steuersatzes für den Liquidationsge-
winn frei. Die restlichen Vorgaben sind zwingend zu übernehmen. 
 
§ 40 
Übernahme der zwingenden Vorschrift von Art. 14 Abs. 3 StHG gemäss der Unternehmens-
steuerreform II. Neu sollen auch Wertschriften des Geschäftsvermögens, die bisher zum Ver-
kehrswert zu versteuern waren, aufgrund des funktionalen Bezugs zur Geschäftstätigkeit des 
Unternehmens gleich wie die immateriellen Güter und das übrige bewegliche Geschäftsvermö-
gen nach dem für die Einkommenssteuer massgeblichen Wert bewertet werden. Die Kantone 
haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
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§ 42 Abs. 2 
Anpassung an das geänderte Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht, damit die Er-
tragswertbesteuerung von verpachtetem Bauland beibehalten werden kann. 
 
§ 44 Abs. 2 bis  
Eine Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung bei der Vermögenssteuer ist nach Ansicht 
des Bundesgerichts unzulässig. Sie wird deshalb aufgehoben. 
 
§ 45 
Neu sollen sowohl die im heutigen § 34 Abs. 1 erwähnten Abzüge als auch die Tarifstufen bei 
der Einkommenssteuer und der Vermögenssteuer jährlich der Teuerung angepasst werden. Die 
Neuregelung erfolgt gesamthaft in § 45, so dass § 34 aufgehoben werden kann. Da bei den 
jährlichen Anpassungen der Tarifstufen im Gegensatz zur alten Regelung die Wirtschaftslage 
und die Finanzlage der Gemeinwesen nicht mehr zu berücksichtigen sind – mit anderen Worten 
keine politischen Entscheide getroffen werden müssen – kann auch deren rein rechnerische 
Umsetzung in Analogie zum bisherigen § 34 Abs. 2 der kantonalen Steuerverwaltung übertra-
gen werden. 
 
§ 57 Abs. 1 Bst. i 
Anpassung an das Gaststaatgesetz. Diese neue Bestimmung entspricht inhaltlich Artikel 56 
Bst. i DBG und Artikel 23 Abs. 1 Bst. h StHG. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspiel-
raum. 
 
§ 62bis  Abs. 4 
Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Beteiligungsabzuges in § 67 Abs. 1 und Abs. 4 
Bst. b) erfährt die Bestimmung betreffend Auflösung von Wertberichtigungen und Rückgängig-
machung von Abschreibungen auf qualifizierten Beteiligungen eine redaktionelle Anpassung 
analog Art. 62 Abs. 4 DBG (Unternehmenssteuerreform II, Art. 28 Abs. 1ter Satz 2 StHG). Die 
Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 63 Abs. 1 und 1 bis  
Übernahme der zwingenden Vorschriften von Art. 8 Abs. 4 i.V.m Art. 24 Abs. 4 StHG und Art. 
24 Abs. 4bis StHG gemäss der Unternehmenssteuerreform II. In Absatz 1 wird der Begriff der 
Ersatzbeschaffung analog der Regelung bei den natürlichen selbständigerwerbenden Personen 
(vgl. § 27 Abs. 1) erweitert. In Abs. 1bis wird die Beteiligungsquote von 20% auf 10% gesenkt. 
Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 66 Abs. 1 StG 
Gestaffelte Senkung der Gewinnsteuer von juristischen Personen. 
 
§ 67 Abs. 1 und Abs. 4 Bst. b) 
Übernahme der zwingenden Vorschrift von Art. 28 Abs. 1 erster Satz StHG gemäss der Unter-
nehmenssteuerreform II. Ausweitung des Beteiligungsabzuges, indem die bisherige Mindestbe-
teiligungsquote von 20% am Kapital oder am Gewinn und die Mindestkapitalquote von 2 Mio. 
Franken halbiert werden. Auch bei den Kapitalgewinnen (§ 67 Abs. 4) wird die Mindestbeteili-
gungsquote auf 10% halbiert. Zudem wird die Anwendung des Beteiligungsabzuges auf Kapi-
talgewinnen bei Teilveräusserungen gelockert. Da der Kanton Zug – wie übrigens alle anderen 
Kantone auch – bei der Totalrevision 2001 von seinem Wahlrecht auf einen Beteiligungsabzug 
auf Kapitalgewinne Gebrauch gemacht hat, muss er diese Lockerung zwingend übernehmen. 
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Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum, ausser dass sie den Beteiligungsabzug 
auf Kapitalgewinne ganz abschaffen könnten. 
 
§ 88 
Das Erwerbseinkommen aus 90-/120-Tage-Bewilligungen wird wieder zu den ordentlichen 
Quellensteuertarifen besteuert. 
 
§ 100 Abs. 2 
Die Meldepflicht der Arbeitgebenden erstreckt sich nunmehr auf alle ausländischen Arbeitneh-
menden, die der Quellenbesteuerung unterliegen. 
 
§ 106bis  (neu) 
Schaffung der gesetzlichen Grundlage, damit die Steuerverwaltung die Verlustscheinbewirt-
schaftung zentral für die kantonalen Ämter und Gerichte übernehmen kann. 
 
§ 144 
Anpassung der Marginalie infolge Einführung der Sonderregelung für die vereinfachte Nachbe-
steuerung von Erbinnen und Erben (§ 146bis).  
 
§ 146bis  (neu) 
Die von bisher zehn auf drei Steuerperioden verkürzte Nachbesteuerung von unversteuertem 
Nachlassvermögen (und dessen Ertrag) bezweckt ebenso wie die straflose Selbstanzeige (vgl. 
§ 204 Abs. 3 und § 210bis), steuerpflichtige Personen zu motivieren, bisher hinterzogene Ver-
mögens- und Einkommenselemente wieder in den Steuerkreislauf zurückzuführen. Die Rege-
lung entspricht den zwingenden Vorgaben des Bundesgesetzes über die Vereinfachung der 
Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kantone 
haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 204 Abs. 3 und Abs. 4 (neu) 
Die Bestimmungen entsprechen inhaltlich Art. 56 Abs. 1bis und 1ter StHG. Eine Selbstanzeige 
wegen vollendeter Steuerhinterziehung führt nur dann zur Strafbefreiung, wenn die steuer-
pflichtige Person dabei aufrichtige Reue zeigt, indem sie die Steuerbehörde bei der Feststel-
lung der hinterzogenen Vermögens- und Einkommenselemente vorbehaltlos unterstützt und 
sich ernsthaft um die Bezahlung der geschuldeten Nachsteuer bemüht. Fehlt es an der sichtba-
ren aufrichtigen Reue bzw. der Wiedergutmachung, so fällt die Strafbefreiung nachträglich da-
hin. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn es die steuerpflichtige Person zur Betreibung 
kommen lässt, obwohl ihr die Bezahlung der Nachsteuer zugemutet werden kann. Die Rege-
lung entspricht den zwingenden Vorgaben des Bundesgesetzes über die Vereinfachung der 
Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kantone 
haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 206 Abs. 3 (neu) 
Die Bestimmung entspricht inhaltlich Art. 56 Abs. 3bis StHG. Die Möglichkeit, durch eine erst-
malige Selbstanzeige Strafbefreiung zu erwirken (§ 204 Abs. 3), ist konsequenterweise auch 
für die mitwirkende Drittperson (Anstifterin und Anstifter, Gehilfin und Gehilfe, Steuervertreterin 
und Steuervertreter) vorgesehen, wobei von ihr aber nicht verlangt wird, dass sie sich um die 
Bezahlung der Nachsteuer bemüht. Zudem entfällt ihre Solidarhaftung für die Nachsteuer. Die 
Regelung entspricht den zwingenden Vorgaben des Bundesgesetzes über die Vereinfachung 
der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kanto-
ne haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
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§ 207 Abs. 4 (neu) 
Die Norm setzt die Vorgaben von Art. 56 Abs. 5 StHG um. Die Möglichkeit, durch eine erstma-
lige Selbstanzeige Strafbefreiung zu erwirken, gibt es auch im Inventarverfahren, analog der 
Regelung für mitwirkende Drittperson (§ 206 Abs. 3). Die Regelung entspricht den zwingenden 
Vorgaben des Bundesgesetzes über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und 
die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspiel-
raum. 
 
§ 210 
Anpassung der Marginalie infolge Einführung der straflosen Selbstanzeige auch für juristische 
Personen (§ 210bis). 
 
§ 210bis  (neu) 
Die Bestimmungen setzen Art. 57a StHG um. Absatz 1 enthält für die juristischen Personen ei-
ne zu den natürlichen Personen analoge Möglichkeit zur einmaligen straflosen Selbstanzeige 
wegen vollendeter Steuerhinterziehung. Mit Bezug auf das Erfordernis der Erstmaligkeit der 
Selbstanzeige muss bei juristischen Personen definiert werden, in welchen Fällen noch von 
demselben Steuersubjekt gesprochen werden kann (Abs. 2). Die Gesellschaft handelt stets 
durch ihre Organe und ihre Vertreterinnen und Vertreter. Nur diese sind zur Einreichung einer 
straflosen Selbstanzeige befugt. Die Straffreiheit gilt aber auch für bereits ausgeschiedene Or-
ganmitglieder oder Vertreterinnen und Vertreter der juristischen Person, welche für die Periode, 
auf die sich die straflose Selbstanzeige bezieht, im Handelsregister eingetragen waren. Um 
nicht Tür und Tor für Denunziationen und Racheakte zu öffnen, wirkt sich eine Selbstanzeige 
von ausgeschiedenen Organen oder Vertreterinnen und Vertretern nicht nur auf diese selbst 
aus, sondern auch auf die betroffene juristische Person und die aktuellen Organmitglieder und 
die Vertreterinnen und Vertreter der juristischen Person (Abs. 4). Die Regelung entspricht den 
zwingenden Vorgaben des Bundesgesetzes über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in 
Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kantone haben keinen Recht-
setzungsspielraum. 
 
§ 227 
Terminologische Anpassung an die revidierte Bundesrechtspflege-Gesetzgebung. 
 
§ 229 Abs. 3 (neu) 
Die Bestimmung entspricht Art. 59 Abs. 2bis StHG. Ihr liegt die Überlegung zugrunde, dass die 
angebotene individuelle Steueramnestie kaum nachhaltige Wirkung zeigen wird, wenn die sich 
anzeigende Person zwar nicht mit einer Bestrafung wegen Steuerhinterziehung oder diesbe-
züglichen Mitwirkungshandlungen rechnen muss, wohl aber mit anderweitiger Strafverfolgung, 
insbesondere wegen Steuerbetrugs und Urkundenfälschung. Die Regelung entspricht den 
zwingenden Vorgaben des Bundesgesetzes über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in 
Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige. Die Kantone haben keinen Recht-
setzungsspielraum. 
 
§ 230 Abs. 3 (neu) 
Die Bestimmung entspricht Art. 59 Abs. 2ter StHG. Auch für den Tatbestand der Veruntreuung 
von Quellensteuern wird die Möglichkeit der straflosen Selbstanzeige eingeführt, die sich auch 
auf andere Straftaten erstreckt, die zum Zweck der Veruntreuung der Quellensteuer begangen 
wurden. Die Regelung entspricht den zwingenden Vorgaben des Bundesgesetzes über die 
Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstan-
zeige. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
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§ 231 Abs. 3 
Terminologische Anpassung an die revidierte Bundesrechtspflege-Gesetzgebung. 
 
§ 243ter  Abs. 1 und 2 (neu) 
Die Übergangsregelung von Absatz 3 entspricht der zwingenden Vorgabe von Art. 78d StHG. 
Absatz 4 hält den allgemeinen strafrechtlichen Grundsatz der Rückwirkung des milderen 
Rechts (sog. lex mitior) fest. Die Kantone haben keinen Rechtsetzungsspielraum. 
 
§ 243quater  (neu) 
Die kalte Progression soll auf den 1. Januar 2012 ausgeglichen werden, und danach jährlich 
(§45 E-StG). 
 
§ 10 des Gesetzes über den Gebührentarif im Grundbu chwesen (Grundbuchgebührenta-
rif) vom 27. September 2007 (BGS 215.35) 
Damit kantonale Ämter und Gerichte ihre Verlustscheinbewirtschaftung an die Steuerverwal-
tung auslagern können, darf die Auslagerung durch die Gesetzgebung zumindest nicht ausge-
schlossen sein. Der Grundbuchgebührentarif sieht eine solche Auslagerungsmöglichkeit nicht 
vor. § 106bis (neu) Steuergesetz und die regierungsrätliche Ausführungsverordnung gehen aber 
als lex specialis und als neues Recht dem geltenden Grundbuchgebührentarif in dieser Frage 
vor. Dies gilt auch bei Unklarheiten bzw. Widersprüchen im Verhältnis zu anderen Gesetzes- 
und Verordnungsbestimmungen, die das Inkasso bei anderen Ämtern und Gerichten regeln. 
Wo Widersprüche aber bereits bekannt sind, so wie bei § 10 Grundbuchgebührentarif, erfolgt 
die Anpassung der entsprechenden Bestimmung im Rahmen der laufenden Steuergesetz-
Revision. Der Begriff «Inkasso» kann in § 10 Grundbuchgebührentarif gestrichen werden, da 
§ 37 lit. b des Finanzhaushaltgesetzes eine generelle Norm zur Geltendmachung von finanziel-
len Ansprüchen enthält. 
 
Gesetz über die Bildung steuerbegünstigter Arbeitsb eschaffungsreserven vom 26. Mai 
1988 (BGS 834.15) 
Mit der Unternehmenssteuerreform II wurde auch das Bundesgesetz über die Bildung steuer-
begünstigter Arbeitsbeschaffungsreserven vom 20. Dezember 1985 (SR 823.33) geändert: Ab 
dem 1. Juli 2008 dürfen auf Bundesebene keine steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreser-
ven mehr gebildet werden. Ab dem gleichen Zeitpunkt dürfen auch bei den Kantons- und Ge-
meindesteuern keine steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreserven mehr gebildet werden, 
da das zugerische Gesetz über die Bildung steuerbegünstigter Arbeitsbeschaffungsreserven 
vom 26. Mai 1988 (BGS 834.15) solche Reserven nur zulässt, wenn sie nach den Vorschriften 
des Bundesrechts gebildet werden. 
Am 12. Dezember 2008 hat der Bundesrat beschlossen, die gesamten Arbeitsbeschaffungsre-
serven in der Höhe von 550 Millionen Franken per 1. Januar 2009 freizugeben. Die Unterneh-
men müssen ihre Arbeitsbeschaffungsreserven bis zum 31. Dezember 2010 auflösen. Das kan-
tonale Gesetz über die Bildung steuerbegünstigter Arbeitsbeschaffungsreserven vom 26. Mai 
1988 (BGS 834.15) kann somit im Rahmen der dieser Steuergesetzrevision auf den 1. Januar 
2012 ersatzlos aufgehoben werden. 
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7. Anträge 
 
Gestützt auf diesen Bericht beantragen wir Ihnen, es sei 
 
1. auf die Vorlage Nr. 2002.2 - 13645 einzutreten und ihr zuzustimmen; 
 
2. die Motion der FDP-Fraktion für eine jährliche Anpassung an die kalte Progression – mehr 

Geld im Portemonnaie der Bürger! (Vorlage Nr. 1780.1 - 13312) als erledigt abzuschreiben;  
 
3. die Motion der FDP-Fraktion betreffend Anrechnung der Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer 

– steuerliche Entlastung von Risikokapital vom 23. April 2010 (Vorlage Nr. 1931.1 - 13402) 
nicht erheblich zu erklären und als erledigt abzuschreiben; 

 
4. von der Antwort des Regierungsrates auf die Interpellation der CVP-Fraktion betreffend Ei-

genbetreuungsabzug in der Steuergesetzrevision 2012 (Vorlage Nr. 1966.1 - 13531) 
Kenntnis zu nehmen. 

 
Zug, 21. Dezember 2010 
 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
Regierungsrat des Kantons Zug 
 
Der Landammann: Peter Hegglin 
 
Die stv. Landschreiberin: Renée Spillmann Siegwart 
 
 
 
Beilagen: 
− Finanzielle Auswirkungen (Kantonssteuern) 
− Übersicht über die Steuerausfälle der Einwohnergemeinden 2012 – 2016 
− Synoptische Darstellung 
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